
Durch den Klimawandel werden Natur-
katastrophen immer heftiger und häufiger.

Wir fordern: Naturkatastrophen dürfen in 
armen Ländern keine Schuldenkrisen auslösen!

Betroffene Länder laufen dadurch Gefahr,  
 in eine Schuldenfalle zu geraten.

Gläubiger verlangen ihr Geld auch dann  
zurück, wenn es dringend gebraucht wird.

Schuldendienst aussetzen und Schulden 
neu verhandeln – für den Neuanfang!

Klimagerechtigkeit  
braucht Entschuldung

Solidarität statt Schuldenfalle

Alle Infos zur Kampagne:  
erlassjahr.de/kampagne/klimagerechtigkeit-braucht-entschuldung/

Die Hauptverursacher des Klimawandels über -
nehmen keine Verantwortung für seine Folgen.
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Hurrikan „Maria“ fegte 2017 über die Karibikinsel Dominica hinweg und verwüstete sie voll-
ständig. Auch finanziell war das ein Desaster für den Inselstaat: Die Schäden entsprachen 225 
Prozent seiner gesamten jährlichen Wirtschaftsleistung. Dominica ist kein Einzelfall. Naturka-
tastrophen wie diese werden durch den menschengemachten Klimawandel weltweit an Heftig-
keit und Häufigkeit zunehmen.

Hoch verschuldete Länder wie Dominica geraten durch solche Klimakatastrophen immer tie-
fer in eine Schuldenfalle: Mit jeder Schuldenrückzahlung an ihre Gläubiger verlieren sie Geld, 
das dringend für Nothilfe und Wiederaufbau gebraucht wird. Sie müssen auf Hilfszusagen aus 
dem Ausland warten oder sogar neue Kredite aufnehmen, die ihre Schulden weiter in die Höhe 
treiben.

Im Fall einer solchen Katastrophe muss verhindert werden, dass weiter Geld aus dem Staats-
haushalt abfließt: Ein automatischer Zahlungsstopp der laufenden Schuldenrückzahlung setzt 
dringend benötigtes Geld zur sofortigen Verwendung für Nothilfe und Wiederaufbau frei. In 
einem zweiten Schritt muss der betroffene Staat mit seinen Gläubigern verhandeln können, wie 
die Verschuldung auf ein tragfähiges Maß gesenkt werden kann.

Besonders ungerecht: Länder, die am wenigsten zum Klimawandel beitragen, sind am stärks-
ten von dessen negativen Auswirkungen betroffen. Und die Hauptverursacher – reiche Län-
der wie Deutschland – sind bisher nicht bereit, für die verheerenden Folgen des Klimawandels 
finanziell Verantwortung zu übernehmen.

erlassjahr.de fordert daher von der deutschen Bundesregierung, sich dafür einzusetzen, dass 
Naturkatastrophen nicht zu Schuldenkrisen in armen Ländern führen. Dieses Ziel muss die 
Bundesregierung in allen für die Entwicklungs- und die Klimafinanzierungsdebatte relevanten 
Foren verfolgen. 

Mit dem Aushang des Posters unterstützt ihr die Kampagne und macht ihre Forderung nach 
gerechter Entschuldung sichtbar. Schickt uns auch Fotos von eurem Poster mit Angabe des Or-
tes per Mail an buero@erlassjahr.de, damit wir die Bilder in den Sozialen Medien teilen können. 
Mehr Poster im Format A3 und A4 können unter www.erlassjahr.de bestellt werden. 

Bei der virtuellen Jahrestagung des Internationalen Währungsfonds und der Weltbank in 
der Woche vom 12. bis zum 18. Oktober 2020 soll die Kampagne ihren Höhepunkt erreichen. 
Durch Aktionen in den Sozialen Medien wollen wir gemeinsam mit euch die Forderungen der 
Kampagne an die politischen Entscheidungsträger*innen herantragen und diese so zum Handeln 
bewegen! Alle Informationen zur Kampagne und zur Aktionswoche findet ihr unter 

www.erlassjahr.de/kampagne/klimagerechtigkeit-braucht-entschuldung 


